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Die SPÖ-Ausschlusskampagne auf rechten Zuruf befördert Rassismus und
Kriegshetze

Die Sozialistische Jugend hat ihre Bezirksgruppe im Alsergrund ausgeschlossen, weil dort
Aktivist:innen der Organisation „Der Funke“ führend aktiv sind. Damit kommt die SJ Wien einem
Antrag der Bezirks-SPÖ zuvor, die öffentlich den Ausschluss der Jugendgruppe gefordert hatte. Auch
in Vorarlberg hat die SPÖ ein Schiedsgericht gegen die Vorsitzenden der Sozialistischen Jugend
eingesetzt, die zwar nicht dem Funke angehören sollen, aber ein Statement der Organisation geteilt
hatten.

Gegen die Ausschlüsse!

Die sozialdemokratische Führung beginnt eine interne Säuberungskampagne, weil den Genoss:innen
vom Funken ihre Position in der palästinasolidarischen Bewegung vorgeworfen wird. Diese Vorwürfe
kommen von Journalist:innen, Online-Aktivist:innen, aber auch von ÖVP und FPÖ. Die Kampagne
gegen den Funken ist undemokratisch und reaktionär. Sie soll an einem scheinbaren Extrembeispiel
ausdrücken, was allen passiert, die sich nicht in die Regierungslinie der unbedingten
Israelsolidarität einreihen.

Der Funke wird ausgeschlossen, weil er sich mit dem Widerstand gegen die israelische Besatzung
solidarisiert, und weil einer ihrer Vertreter in einer Rede Israel als Apartheid- und Terrorstaat
bezeichnet hat, der „weg“ müsse. Der Funke-Sprecher hat später gegenüber dem PROFIL
klargestellt, dass er das Existenzrecht von Israel verteidigt, nicht aber das „Recht“ Israels, andere
Nationen zu besiedeln, zu besetzen oder zu annektieren. Die Rhetorik kann man gut finden oder
nicht, es ist aber egal. Die SPÖ beginnt ihre Ausschlusskampagne wegen dem rechten Druck, und
nicht wegen einem 30-Sekunden-Videoausschnitt, der auf Twitter herumgereicht wird.

Wir als Arbeiter*innenstandpunkt solidarisieren uns mit den Funke-Aktivist:innen gegen die
undemokratischen Ausschlüsse und gegen die mediale Verleumdungskampagne. Vorwürfe des
„aggressiven Antisemitismus“ aus dem SPÖ-Parteivorstand sind an den Haaren herbeigezogen. Es
muss auch klar sein, dass diese bürokratischen Methoden gegen jede Parteifraktion eingesetzt
werden können, die inhaltlich widerspricht.

Türkis-Grüner Außenpolitik-Extremismus

Die sozialdemokratischen Spitzen drängen jetzt die parteiinterne Opposition heraus, aufgehängt an
den Zurufen von Bundesregierung und FPÖ. Auch sonst stellen sich Babler und die Partei
außenpolitisch vollinhaltlich hinter den reaktionären Regierungskurs.

Die Bundesregierung profiliert sich mit einer sogar international extremen Haltung gegen die
palästinensischen Zivilist:innen und jegliche palästinensische Selbstbestimmung. Zusammen mit nur
dreizehn anderen Ländern stimmte Österreich gegen eine UNO-Resolution für einen
Waffenstillstand. Nehammer und Kogler unterstützen die Bombenkampagne der israelischen Armee,
die schon mehr als 10.000 Zivilist:innen ermordet hat.
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Rassistische Kampagne

In Österreich wird der Angriff der Hamas auf Israel und die Debatte um die israelischen
Bombardements mühelos in antimuslimischen Rassismus übersetzt. ÖVP und FPÖ fordern
geschlossene Grenzen und Massenabschiebungen, bezeichnen Geflüchtete als Antisemit:innen. Die
Verschwörungstheorie über „importierten Antisemitismus“ ignoriert, dass Antisemitismus in
Österreich fast ausschließlich von österreichischen Rechten ausgeht. Die rechten Parteien nutzen
den antimuslimischen Rassismus auch, um den Antisemitismus ihrer eigenen Mitglieder unter den
Teppich zu kehren. Das geht so weit, dass die niederösterreichische FPÖ, die eine Registrierung von
Jüdinnen und Juden beantragt und um deren Vorsitzenden es die antisemitische Liederbuchaffäre
gab, die angeblich liberale Einwanderungspolitik der SPÖ als antisemitisch bezeichnet. Auch die
niederösterreichische ÖVP wirft der SPÖ vor, „eine Einladung an Antisemit:innen auszusprechen“.
So wird die Solidarisierung mit der rechtsnationalen und rassistischen israelischen Regierung
genutzt, um den Antisemitismus der Rechten schönzureden.

Aber auch die SPÖ wiederholt diese rassistischen Verschwörungstheorien. Der burgenländische
Landeshauptmann Doskozil und der Wiener Gesundheitsstadtrat sind sich einig: Am steigenden
Antisemitismus ist die Zuwanderung schuld. Nur beschuldigen die beiden das ÖVP-geführte
Integrationsstaatssekretariat für die angeblich offenen Grenzen, greifen die Rechten von rechts an.

Der Mariahilfer SPÖ-Bezirksrat Götz Schrage geht noch weiter. In einem Zeitungskommentar setzt
er rhetorisch den muslimischen Glauben mit Antisemitismus gleich und fordert, „Feinde Israels“
abzuschieben.

Die SPÖ unter Babler stellt sich außenpolitisch klar hinter die pro-imperialistische Linie der
Bundesregierung. Babler war vor seiner Wahl mehrmals für frühere antiimperialistische Positionen
kritisiert worden. Seit seiner Wahl hat er klar gemacht, dass von diesem linken Erben nichts übrig
ist. Im Juni forderte er EU-Waffenlieferungen an die Ukraine, die israelischen
Flächenbombardements verteidigt er als angebliche Selbstverteidigung. Nebensätze darüber, dass
man die Palästinenser:innen „nicht vergessen“ dürfe und die Ablehnung des Waffenstillstands falsch
wäre, können darüber nicht hinwegtäuschen.

Zur außenpolitischen nationalen Einheit gehört eben auch die Propaganda dazu. Die innerparteiliche
Säuberungskampagne entspricht den rechten Forderungen, dass Palästinasolidarität ausgeschlossen
und am besten verboten gehört.

Dagegen müssen Linke, Sozialist:innen und Revolutionär:innen sich klar aussprechen. Erstens, um
zu verhindern, dass bürokratische Säuberungen in der Arbeiter:innenbewegung Fuß fassen. Aber
auch, um der rassistischen Hetze und dem außenpolitischen Rechtsruck etwas entgegensetzen zu
können.

In der Analyse der palästinensischen Befreiungsbewegung, dem Charakter des israelischen Regimes
und vielem mehr ist sich die Linke sehr uneinig. In ein paar Punkten müssen wir aber
zusammenstehen:

Solidarität mit dem Funken! Gegen unbegründete Antisemitismus-Vorwürfe und gegen
den bürokratischen Ausschluss!

Gegen antimuslimischen Rassismus, gegen alle Abschiebungen und gegen



Polizeirepression! Das Demonstrationsrecht muss für palästinasolidarische Aktionen
gelten oder durchgesetzt werden.

Gegen Kriegsverherrlichung und entmenschlichende Hetze gegen Palästinenser:innen.
Flächenbombardements haben nichts mit Selbstverteidigung zu tun!

Gegen die Ermordung von Zivilist:innen. Die Hinrichtungen und Massaker der Hamas
helfen nicht in der Befreiung der Palästinenser:innen.


